Sejeb- Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 96. 


Gr. 6835.) Verordnung über die Polizeiverwaltung in den neu erworbenen Landestheilen, 
Vom 20. September 1867. 


5 Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x 


verordnen auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums für den Bereich der durch 
das Geſetz vom 20. September 1866. (Geſetz-Samml. S. 555.) und durch die 
Geſeze vom 24. Dezember 1866. (Geſetz-Samml. S. 875. 876.) mit Unſerer 

onarchie vereinigten Gebiete, mit Ausnahme des vormaligen Ober⸗Amtsbezirks 
Meisenheim und der Enklave Kaulsdorf, was folgt: 


SER 

e Die örtliche Polizeiverwaltung wird von den nach den Vorſchriften der 
Dee 9000 beſtimmten oder berufenen Behörden oder Beamten im Namen des 

Königs geführt. 

0 Die Orts⸗Polizeibeamten ſind verpflichtet, die ihnen von der vorgeſetzten 

an ede in Polizei⸗Angelegenheiten ertheilten Anweiſungen zur Ausführung 

zu bringen. 

1 5 Jeder, der ſich in ihrem Verwaltungsbezirke aufhält oder daſelbſt anſäßig 

5 iſt, muß ihren polizeilichen Anordnungen Folge leiſten. 


Ger 


99 Soweit nach der in den neu erworbenen Landestheilen beſtehenden Geſetz— 
gebung der Staatsregierung die Befugniß vorbehalten ift, die örtliche Polizei 

berwaltung in einer Gemeinde oder in einem Bezirke einer beſonderen Staats⸗ 
behörde oder einem beſonderen Staatsbeamten zu übertragen, iſt dieſe Befugniß 
bon dem Miniſter des Innern auszuüben. In Gemeinden, in welchen die ört⸗ 
che Polizewerwaltung durch eine Staatsbehörde oder einen beſonderen Staats⸗ 
beamten geführt wird, iſt der Miniſter des Innern befugt, einzelne Zweige der 
| örtlichen Polizeiverwaltung den Gemeinden zur eigenen Verwaltung unter Auf- 
ſtcht des Staats zu überweiſen. Für die den Gemeinden zur eigenen Verwaltung 
\ Jiuhrgang 1867, (Nr. 6835.) 202 über: 


Ausgegeben zu Berlin den 22. September 1867, 
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überwieſenen Zweige der örtlichen Polizeiverwaltung ſtehen die in diefer * 0 
ordnung den Orts⸗Polizeibehörden eingeräumten Befügniſſe der Gemeindebehörde 
oder dem Gemeindebeamten zu, welchem mit Genehmigung der Bezirksregieru 
die betreffenden Geſchäfte übertragen worden ſind. | 


F. 8 

In Betreff der Verpflichtung zur Tragung der Koſten der örtlichen Polizei 
verwaltung bewendet es vorläufig bei den in den neu erworbenen Landestheilen 
hierüber beſtehenden Vorſchriften. 
Wenn in Gemäßheit des F. 2. einzelne Zweige der Polizeiverwaltung den 
Gemeinden zur eigenen Verwaltung überwieſen worden find, fo haben die Ge 
meinden die Koſten dieſer Verwaltung ſelbſt zu tragen. 


$. 4. 
Ueber die Einrichtungen, welche die örtliche Polizeiverwaltung erfordert, 

kann die Bezirksregierung beſondere Vorſchriften erlaſſen. 
Die Ernennung aller Polizeibeamten, deren Anſtellung den Gemeinde 
behörden zuſteht, bedarf der Beſtätigung der Staatsregierung. 


f F. 5. 
Die mit der örtlichen Polizeiverwaltung beauftragten Behörden ſind 
fugt, nach Berathung mit dem Gemeindevorſtande ortspolizeiliche, für den U 
fang der Gemeinde gültige Vorſchriften zu erlaſſen und gegen die Nichtbefolgung 
derſelben Geldſtrafen bis zum Betrage von drei Thalern anzudrohen. Steht die 
örtliche Polizeiverwaltung innerhalb eines Bezirks, zu welchem mehrere Geme 
den gehören, einem Beamten (Amtshauptmann, Amtmann 2.) oder einer 
u zu, ſo iſt dieſer Beamte oder dieſe Behörde befugt, ortspolizeiliche Vo 
riften 

a) für den Umfang einer Gemeinde nach Anhörung des betreffenden G 
meindevorſtandes, 

b) für mehrere Gemeinden oder den ganzen Bezirk aber nach Anhörung d 
Amtsvertretung (Amtsverſammlung ꝛc.) und in deren Ermangelung na 
Anhörung der betreffenden Gemeindevorſtände d 

unter der vorſtehend gedachten Strafandrohung zu erlaſſen. 
Die Strafandrohung kann bis zu dem Betrage von zehn Thalern gehe 
wenn die Bezirksregierung ihre Genehmigung dazu ertheilt hat. g 
Die Bezirksregierungen haben über die Art der Verkündigung der org 
polizeilichen Vorſchriften, ſowie über die Formen, von deren Beobachtung die 
Güligkeit derſelben abhängt, die erforderlichen Beſtimmungen zu erlaſſen. 


a F. 6. 
Zau den Gegenſtänden der ortspolizeilichen Vorſchriften gehören: 
a) der Schutz der Perſonen und des Eigenthums 
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b) Ordnung, Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf öffentlichen Straßen, 

Wegen und Plätzen, Brücken, Ufern und Gewäſſern; 
e) der Marktverkehr und das öffentliche Feilhalten von Nahrungsmitteln; 
d) Ordnung und Geſetzlichkeit bei dem öffentlichen Zuſammenſein einer größe⸗ 

ren Anzahl von Perſonen; 5 
e) das öffentliche Intereſſe in Bezug auf die Aufnahme und Beherbergung 
a von Fremden, die Wein⸗, Bier- und Kaffeewirthſchaften und ſonſtige 
1 Einrichtungen zur Verabreichung von Speiſen und Getränken; 
. 4) Sorge für Leben und Gefundheit; 
8) Fürſorge gegen Feuersgefahr und ſonſtige Unſicherheit bei Bauausfüh⸗ 

N rungen, ſowie gegen gemeinſchädliche und gemeingefährliche Handlungen, 
. Unternehmungen und Ereigniſſe überhaupt; 


b) Schutz der Felder, Wieſen, Weiden, Wälder, Baumpflanzungen, Wein⸗ 
berge u. ſ. w., 


I alles Andere, was im beſonderen Intereſſe der Gemeinden und ihrer 
Angehörigen polizeilich geordnet werden muß. 


$ 7. 


Jau Verordnungen über Gegenſtände der landwirthſchaftlichen Polizei iſt 
die Zuſtimmung der Gemeindevertretung, wo aber eine Gemeindevertretung zur 
ut nicht beſteht, die der Gemeindeverſammlung, und für i Fälle, in 
welchen es nach §. 5. der Zuziehung der Amtsvertretung bedarf, deren Zuſtim⸗ 
mung erforderlich. 

8 $. 8. 


Von jeder ortspolizeilichen Verordnung iſt ſofort eine Abſchrift an die zu⸗ 
niächſt vorgeſetzte Staatsbehörde einzureichen. 


9. 9. 


. „Die Bezirksre ierung iſt befugt, jede ortspolizeiliche Vorſchrift durch einen 
5 förmlichen Beſchluß en Angabe der Gründe außer Kraft zu ſetzen. 


. 


Die Beſtimmun findet auch auf die Abänderung oder Aufhebung orts⸗ 
5 poltzeilicher Vorſchriſten Anwendung. 


Nah 
3 t Die Bezirksregierungen ſind befugt, für mehrere Gemeinden ihres Ver⸗ 
baltungsbezirks oder für den ganzen Umfang deſſelben 15 Polizeivorſchriften 


N du erlaſſen und gegen die Nichtbefolgung derſelben Gelöſten en bis zu dem Be⸗ 
Ur. 6835.) 202 trage 


| nn > 0 
trage von 10 Thalern anzudrohen. Der Minifter des Innern hat über die 8 
der Verkündigung ſolcher Vorſchriften, ſowie über die Formen, von deren Beob⸗ 
a die Gültigkeit derſelben abhängt, die erforderlichen Beſtimmungen zu 
erlaſſen. 5 


$. 12. 

Die Vorſchriften der Bezirksregierungen ($. 11.) können ſich auf die im 

F. 6. dieſer Verordnung u und alle anderen Gegenftände beziehen, deren 

polizeiliche Regelung durch die Verhältniſſe der Gemeinden oder des Bezirks a 
fordert wird. 

Sa 

Es dürfen in die polizeilichen Vorſchriften (FF. 5. und 11.) keine Beſtim⸗ 

mungen aufgenommen werden, welche mit den Geſetzen oder den Verordnungen 

einer höheren Inſtanz im Widerſpruche ſtehen. 


$. 14. 


Der Miniſter des Innern iſt befugt, ſoweit Geſetze nicht entgegenſtehen, 
jede polizeiliche Vorſchrift durch einen förmlichen Beſchluß außer Kraft zu ſetzen. 
Die Genehmigung des Königs iſt hierzu erforderlich, wenn die polizeiliche Vor 
ſchrift von dem Landesherrn oder mit deſſen Genehmigung erlaſſen war. 


§. 15. 


Die Polizeirichter haben, wenn fie über Zuwiderhandlungen gegen poll 
liche Vorſchriften ($$. 5. und 11.) erkennen, nicht die Nothwendigkeit oder Zu 
mäßigkeit, ſondern nur die geſetzliche Gültigkeit jener Vorſchriften nach den Br 
ſtimmungen der $$. 5. 11. und 13. dieſer Verordnung in Erwägung zu ziehen, 


$. 16. 


Für den Fall des Unvermögens des Angeſchuldigten ift auf verhältniß⸗ 
mäßige Gefängnißſtrafe zu erkennen. Das höchſte Maaß derſelben iſt 4 T 
ſtatt 3 Thaler und 14 Tage ſtatt 10 Thaler. 


$. 17. 


Die bisher erlaſſenen polizeilichen Vorſchriften bleiben ſo lange in Kraft 
bis ſie in Gemäßheit dieſer Verordnung aufgehoben werden. 1 


§. 18. 8 


Die Polizeibehörden find berechtigt, ihre polizeilichen Verfügungen du 
Anwendung von Zwangsmitteln durchzusetzen. Es ſteht ihnen zu dieſem Be 
die Befugniß zu, Strafandrohungen bis zu Einhundert Thalern oder vier Woh 
Gefängniß zu erlaſſen und zu vollſtrecken. Die Regierungen ſind jedoch erm 
tigt, die ihr untergeordneten Polizeibehörden in der Höhe der Strafandrohung 
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auf ein geringeres Strafmaaß zu beſchränken. Wer es unterläßt, dasjenige zu 

thun, was ihm von der Polizeibehörde in der Ausübung dieſer Befugniß geboten 
worden iſt, hat zu gewärtigen, daß es auf ſeine Koſten zur Ausführung gebracht 


werde, vorbehaltlich der etwa verwirkten Strafe und der Verpflichtung zum 
Schadenerſatze. 


19, 

Die in dieſer Verordnung den Bezirksregierungen eingeräumten Befugniſſe 
werden in dem vormaligen Königreiche Hannover, bis zur Einführung von Be⸗ 
zürksregierungen, von den Landdroſteien und der Berghauptmannſchaft ausgeübt. 

$. 20. 


| 

N Alle dieſer Verordnung entgegenſtehenden Beſtimmungen ſind aufgehoben. 
Di.ieſelbe tritt mit dem Tage in Kraft, an welchem das ſie enthaltende Stück der 
HGeſetz⸗ Sammlung in Berlin ausgegeben wird. 


Gegeben Baden-Baden, den 20. September 1867. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 


(Nr. 6835 —6836,) (Nr. 6836.) 


W 


(Nr, 6836.) Verordnung) betreffend die Einführung der im Weſtrheiniſchen Theile des 
Regierungsbezirks Coblenz geltenden Geſetze in dem vormals Heſſen⸗ 
Homburgiſchen Oberamte Meiſenheim. Vom 20. September 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen A. 


verordnen, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 


F. 1. 


Alle ſeit dem 5. April 1815. ergangenen Geſetze und landesherrlichen Verord- 
nungen, welche in dem Weſtrheiniſchen Theile des Regierungsbezirks Coblenz 
Geſetzeskraft haben, werden hierdurch mit derſelben Wirkung vom 1. Oktober d. J. 
ab in dem Oberamte Meiſenheim eingeführt, inſoweit dies nicht ſchon durch andere 
Verordnungen geſchehen iſt, und unbeſchadet der in dieſen letzteren enthaltenen 
beſonderen Beſtimmungen. 


5 5 


Dagegen werden vom 1. Oktober d. J. ab, inſoweit dies nicht ebenfalls 
bereits geſchehen, alle ſeit dem 5. April 1815. von der Landgräflich Heſſen⸗ 
Mee e und der Großherzoglich Heſſiſchen Regierung für das Oberamt 

eiſenheim erlaſſenen Geſetze und Verordnungen mit den in den $$. 3 —5. 
genannten Ausnahmen aufgehoben. 


K. 3. 


Von den ſeit dem 5. April 1815. im Oberamt Meiſenheim unter Heſſiſcher 
Landeshoheit erlaſſenen Geſetzen und Verordnungen bleiben in Kraft: f 


1) die Verordnung vom 9. Juli 1838. über den Aufbau und die Wieder⸗ 
herſtellung und die Unterhaltung der öffentlichen Wege im Oberamte 


Meiſenheim (Landgräfliches Amtsblatt von 1838. Nr. 28.) , 


2) die nach dem Staatsvertrage vom 9/27. Mai 1833. mit Geſetzeskraft 
in der vormaligen Landgrafſchaft Heſſen eingeführte Kurheſſiſche Brand⸗ 
kaſſen⸗Ordnung vom 27. April 1767., ſowie die nachherigen geſetzlichen 
Beſtimmungen in Beziehung auf die gedachte General⸗Brandverſicherungs⸗ 
Anſtalt für das Gebiet des ehemaligen Kurfürſtenthums Heſſen (Land⸗ 
gräfliches Regierungsblatt von 1855. Nr. 7.) | 


3) das Geſetz vom 8. Juli 1862,, betreffend die Zufammenlegung der Grund 
ſtücke, Theilbarkeit der Parzellen und Feldwegeanlagen (Landgräflich 
Heſſiſches Regierungsblatt Nr. 9. ). 1 

Die in dem Geſetze vom 8. Juli 1862. der vormaligen Landesregierung 
zu Homburg beigelegten Befugniſſe werden der Regierung zu Coblenz, und 9 
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der Abtheilung des Innern übertragen. Der Rekurs (Artikel 24. a. a. O.) gegen 
ihre Entſcheidung geht an das Reviſtonskollegium für Landeskulturſachen. 


Die Beſtimmung des H. 18. der Gemeinheitstheilungs⸗Ordnung für die 
Rheinprovinz vom 19. Mai 1851. (Geſetz Samml. S. 371.) findet, ſoweit fie 
der Ausführung des Geſetzes vom 8. Juli 1862. entgegenſteht, im Gebiete des 


. 4. 


Bis zur Vereinigung des Oberamts Meiſenheim mit einem altpreußiſchen 
Kreiſe und bis zur Einführung einer gemeinſamen Kreisverfaſſung auf Grund 
der Kreisordnung für die Rheinprovinzen und Weſtphalen vom 13. Juli 1827. 
(Geſetz-Samml. S. 117.) und der dazu gangenen ergänzenden Beſtimmungen 
bleibt der bisherige Bezirksrath mit der Verwaltung der vorhandenen Bezirks⸗ 
Anſtalten des Oberamts nach Vorſchrift des Geſetzes über die Bezirksräthe vom 
9. Oktober 1849. und des Geſetzes, betreffend die Verfaſſung des Landgrafthums, 
beziehungsweiſe die Bezirksräthe vom 20. April 1852., betraut. 


| Sobald dagegen das Oberamt ſeine geſetzliche Vertretung auf dem Kreis: 
lage erhalten haben wird „gehen die Funktionen des Bezirksraths, als Vertreter 
dee Bezirkskorporation „auf diejenigen Mitglieder des Kreistages als beſonderen 
Konvent für dieſen Zweck über, welche dem Oberamte angehören. 


1 5 Bei den Geſchäften und Verhandlungen dieſer ſtändiſchen Vertreter des 
5 Oberamts führt der Landrath des Kreiſes mit denſelben Befugniſſen den Vorſitz, 
welche ihm der kreisſtändiſchen Verſammlung gegenüber beigelegt ſind. 


\ Die Verzinſung der durch den Ausbau der Bezirksſtraßen im Oberamte 

külſtandenen Schulden des letzteren, und die planmäßige Tilgung dieſer Schulden 
im Wege der Amortiſation iſt allein von denjenigen Gemeinden zu bewirken, 
welche ſeither die Bezirkskorporation des Oberamts Meiſenheim gebildet haben. 
Aich fällt die Unterhaltung der Bezirksſtraßen ſelbſt den gedachten Gemeinden 
b 15 Laſt, fo lange nicht die Uebernahme auch dieſer Straßen auf den Bezirks⸗ 


inßenfonds nach Anhörung des Provinziallandtages von Uns genehmigt 
worden iſt. ; 


1 
N 
N 


. 5. 


e 48.) ihnen gegebene Zuſammenſetzung und üben die durch dieſe Ver⸗ 
manung ihnen beigelegten Befugniſſe und Obliegenheiten inſoweit aus ,als dieſelben 
mit den im Bezirke des Oberamts eingeführten altländiſchen Geſetzen vereinbar ſind. 


H. 6, 


Mr. 6886) 


Der Eg 1 1 Ausführungs⸗ Sufrationen bleibt den be 
en Reſſortminiſtern eee N 


Gegenwärtige Verordnung tritt an dem Tage in Kraft an We 
dieſelbe gde Stück der Geſetz- Sammlung in Berlin ausgegeben wird. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen . und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Baden-Baden, den 20. September 1867. 


(ir S.) | Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Iten 1 
v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg 


Meint im Brenn des Sa- Miniferiums, 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen ber, Sethe 5 
(R. v. Decker). 


